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- Drucksache IV/3286 - 

Die vorgenannte Kleine Anfrage beantworte ich namens der 
Bundesregierung wie folgt: 

Zu 1. 

Die Bundesregierung hält die bereits von ihr getroffenen Maß- 
nahmen wie 

a) verlorene Zuschüsse zur Rationalisierung und Modernisie- 
rung der Schlachtanlagen, der Vermarktungs-, Lager- und 
Transporteinrichtungen und 

b) zinsverbilligte Kredite für Stallbauten im Rahmen der Hof- 
kredite nach den Richtlinien vom 25. Mai 1964 

insbesondere deshalb für geeignet, die Produktions- und Ab- 
satzbedingungen der deutschen Schlachtgeflügelwirtschaft zu 
verbessern, weil durch die weitere Rationalisierung bereits be- 
stehender Schlachtanlagen und die Neueinrichtung von Schlach- 
tereien in Schwerpunkten der Erzeugung die Erfassungs-, Bear- 
beitungs- und Vermarktungskosten gesenkt und somit eine 
größere Wirtschaftlichkeit erreicht werden kann. 

Desgleichen erwartet sie, daß durch die in Aussicht genom- 
menen Maßnahmen wie 

a) Verbesserung der Produktionsbedingungen durch eine För- 
derung der Gründung von Erzeugergemeinschaften (z. B. 
Mästerringe), 

b) Förderung der Qualität durch Einführung von Handels- 
klassen bei Geflügelfleisch und eine eingehende Aufklärung 
von Erzeugern, Handel und Verbrauchern und 

c) Zuschüsse zur Werbung für den Absatz von Geflügel 
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eine weitere Rationalisierung der Junggeflügelmast ermöglicht 
sowie eine Verbesserung der Qualität und eine Steigerung des 
Absatzes von deutschem Schlachtgeflügel erreicht wird. Insbe- 
sondere die im Zusammenhang mit der Einführung von Han- 
delsklassen für Schlachtgeflügel notwendige Aufklärungsaktion 
und die damit verbundene Absatzwerbung dürften geeignet 
sein, durch eine Verbrauchssteigerung den Markt zu entlasten 
und die Verhältnisse auf dem Schlachtgeflügelmarkt zu normali- 
sieren. 

Die zur Durchführung der Maßnahmen zu a) und b) erforder- 
lichen Entwürfe wird das Bundesministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten den beteiligten Ressorts in Kürze 
zur Abstimmung zuleiten. 

Zu 2. a) 

Gegen die Gewährung einer Beihilfe für die Verpackung be- 
stehen technische und sachliche Bedenken, da diese Beihilfe die 
Wirkung einer gezielten Subvention haben kann. Die Bundes- 
regierung beabsichtigt deshalb nicht, diese Anregung aufzu- 
greifen. 

Zu 2. b) 

Jede Hilfe aus öffentlichen Mitteln zur Hebung der Qualität 
setzt eindeutige Qualitätsbestimmungen voraus. Diese sollen 
für Schlachtgeflügel durch die in Vorbereitung befindliche Han- 
delsklassenverordnung geschaffen werden. Die Beratungen des 
Verordnungsentwurfs stehen vor dem Abschluß, so daß mit 
dem Erlaß der Verordnung, die nach § 5 des Handelsklassen- 
gesetzes der Zustimmung des Bundesrates bedarf, noch vor dem 
Ende der Legislaturperiode zu rechnen sein dürfte. 

Um die Einführung der vorgesehenen Handelsklassen zu för- 
dern und damit zugleich die Bestrebungen zur Verbesserung der 
Qualität des Schlachtgeflügels zu unterstützen, wird im Bundes- 
ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten die Ge- 
währung einer Qualitätsprämie erwogen. Die Angelegenheit 
würde jedoch noch einer Abstimmung mit den Bundesressorts 
bedürfen, die beschleunigt herbeigeführt werden soll. Einzel- 
heiten über die Höhe der Prämie und das Verfahren, in das 
unter Umständen die Erzeugergemeinschaften eingeschaltet 
werden könnten, liegen noch nicht fest. Der Ausschuß für Er- 
nährung, Landwirtschaft und Forsten des Deutschen Bundes- 
tages wird über die weitere Entwicklung der Angelegenheit 
sobald wie möglich unterrichtet werden. 

Zu 3. 

Wie bereits in der Beantwortung der Kleinen Anfrage der Ab- 
geordneten Dr. Reinhard, Balkenhol, Struve, Bauknecht, Glü- 
sing (Dithmarschen) und Genossen - Drucksachen IV/3089, 
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IV/3222-zum Ausdruck gebracht wurde, hält es die Bundesregie- 
rung nicht für richtig, daß die Werbung ganz oder fast ganz aus 
staatlichen Mitteln finanziert wird. Sie wird jedoch - wie bereits 
bekannt ist - einen angemessenen Beitrag zu den von der Ge- 
flügelwirtschaft aufzubringenden Werbungskosten leisten. Sie 
ist der Ansicht, daß diese Mittel in Verbindung mit der für die 
Einführung der Handelsklassen für Schlachtgeflügel geplanten 
Aufklärungsaktion, die voll aus staatlichen Mitteln finanziert 
wird, eine wirksame Hilfe darstellen. 

Zu 4. 

Auf mehrfache Anfragen der Bundesregierung liegen von Seiten 
der Dienststellen der Kommission und der französischen Regie- 
rung keine Nachrichten vor, daß Frankreich den bezüglich sei- 
ner Hilfen für die Geflügelwirtschaft von der Kommission er- 
teilten Auflagen nicht nachgekommen ist. 

Zu 5. 

Bezüglich der von der Kommission als unzulässig bezeichneten 
Frachtvergünstigungen konnte nicht festgestellt werden, daß 
derartige Vergünstigungen gewährt werden. Nach Mitteilung 
der Dienststellen der Kommission gibt es in Frankreich auch 
keine Sondertarife für die Geflügelwirtschaft. 

Zu 6. 

Die Prüfung der angekündigten französischen Interventions- 
maßnahmen wurde von der Kommission bisher noch nicht abge- 
schlossen. 

Ungeachtet der zu Punkt 4 und 5 getroffenen Feststellungen hat 
jedoch die Bundesregierung den Präsidenten der EWG-Kom- 
mission von ihr zugegangenen Informationen über die Zahlung 
einer Einlagerungsbeihilfe und erneuten Pressemeldungen über 
die Zahlung von Frachtbeihilfen für die französische Geflügel- 
wirtschaft unterrichtet und ihn dringend ersucht, 

a) die Angelegenheit von der Kommission beschleunigt über- 
prüfen zu lassen, 

b) Frankreich zur unverzüglichen Einstellung dieser Maßnah- 
men aufzufordern, falls sich diese Informationen als zutref- 
fend erweisen und 

c) eine Entscheidung der Kommission über den französischen 
Antrag auf Genehmigung einer Einlagerungsbeihilfe bald- 
möglichst herbeizuführen. 

Zu 7. 

Die in den Antworten zu den Fragen 1 und 2 dargelegten Maß- 
nahmen verteilen sich auf die einzelnen Handelsstufen wie 
folgt: 
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1 . Erzeugungsstufe 

a) zinsverbiliigte Kredite für Stallbauten; 

b) finanzielle Hilfen für die Gründung von Erzeugergemein- 
schaften; 

c) ggf. Gewährung einer Qualitätsprämie im Zusammen- 
hang mit der Einführung der Handelsklassen für 
Schlachtgeflügel. 

2. Verarbeitungsstufe 

Zuschüsse zum Bau und Ausbau von Schlachtanlagen, Lager- 
und Transporteinrichtungen, wobei besonderes Gewicht auf 

den weiteren Ausbau und die Rationalisierung bereits be- 
stehender Anlagen gelegt wird. 

3. Vermarktungsstufe 

a) Erlaß einer Verordnung über gesetzliche Handelsklassen 
für Schlachtgeflügel (in Vorbereitung) zur Förderung der 
Qualität; 

b) umfassende Aufklärung von Erzeugern, Handel und Ver- 
brauchern zur Einführung der Handelsklassen; 

c) Zuschüsse zur Absatzwerbung. 

Da die Kommission Transportbeihilfen bereits für unzulässig 
erklärt hat, beabsichtigt die Bundesregierung nicht, Zuschüsse 
zu den Transportkosten zu gewähren. 

Für den Fall, daß ein Mitgliedstaat mit dem EWG-Vertrag nicht 
vereinbare Maßnahmen ergreifen sollte, muß sich die Bundes- 
regierung geeignete Schritte Vorbehalten. 


Schwarz 



